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15. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
dem Generaldirektor der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur die Auffassun-
gen der Mitgliedstaaten zu den Fortschritten bei der Umset-
zung ihrer nationalen Programme und Aktionspläne für die
Dekade einzuholen und der Generalversammlung 2010 den
nächsten Fortschrittsbericht über die Umsetzung des Interna-
tionalen Aktionsplans vorzulegen;

16. beschließt, den Unterpunkt „Alphabetisierungsdeka-
de der Vereinten Nationen: Bildung für alle“ unter dem Punkt
„Soziale Entwicklung“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer
fünfundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/155

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/425,
Ziff. 27)
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gründe geltend zu machen, um sich den ihnen nach der Erklä-
rung über die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen69 oblie-
genden Verpflichtungen im Hinblick auf die Beseitigung die-
ser Gewalt zu entziehen;

10. betont außerdem, dass die Staaten verpflichtet sind,
alle Menschenrechte und Grundfreiheiten von Frauen und
Mädchen zu fördern und zu schützen, und die nötige Sorgfalt
walten lassen müssen, um Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen zu verhüten, die Täter zu ermitteln, strafrechtlich zu ver-
folgen und zu bestrafen und die Opfer zu schützen, und dass
die Nichteinhaltung dieser Verpflichtung die Menschenrechte
und Grundfreiheiten von Frauen und Mädchen verletzt und
ihren Genuss dieser Rechte beeinträchtigt oder unmöglich
macht;

11. fordert die Staaten nachdrücklich auf, der Straflo-
sigkeit für Gewalt gegen Frauen ein Ende zu setzen, indem al-
le Täter ermittelt, unter Gewährleistung eines ordnungsgemä-
ßen Verfahrens strafrechtlich verfolgt und bestraft werden,
indem Frauen der gleiche Schutz durch das Gesetz und der
gleiche Zugang zur Justiz gewährt wird und indem Einstel-
lungen, die alle Formen der Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen begünstigen, rechtfertigen oder zulassen, dem prüfenden
Blick der Öffentlichkeit ausgesetzt und beseitigt werden;

12. bekräftigt, dass das Fortbestehen bewaffneter Kon-
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ter und gegebenenfalls in Partnerschaft mit anderen Akteuren,
und gleichzeitig die Achtung der Privatsphäre der Opfer und
die Vertraulichkeit zu gewährleisten und aufrechtzuerhalten; 

f) geeignete nationale Mechanismen einzurichten, um
die Umsetzung der innerstaatlich ergriffenen Maßnahmen zur
Beseitigung der Gewalt gegen Frauen und Mädchen, ein-
schließlich nationaler Aktionspläne, zu überwachen und zu
evaluieren, unter anderem mit Hilfe nationaler Indikatoren;

g) ausreichende finanzielle Unterstützung für die Um-
setzung nationaler Aktionspläne zur Beendigung der Gewalt
gegen Frauen und andere einschlägige Aktivitäten bereitzu-
stellen;

h) ausreichende Ressourcen zu veranschlagen, um die
Ermächtigung der Frauen und die Gleichstellung der Ge-
schlechter zu fördern und alle Arten und Erscheinungsformen
der Gewalt gegen Frauen zu verhüten und zu beseitigen;

i) alle Maßnahmen zu ergreifen, insbesondere im Bil-
dungsbereich, die geeignet sind, die sozialen und kulturellen
Verhaltensmuster von Männern und Frauen zu ändern und
Vorurteile, überlieferte Praktiken und alle sonstigen Prakti-
ken zu beseitigen, die von der Vorstellung, eines der Ge-
schlechter sei dem anderen unterlegen oder überlegen, und
von einem stereotypen Rollenbild des Mannes und der Frau
ausgehen;

j) Frauen, insbesondere in Armut lebende Frauen, zu
ermächtigen, unter anderem durch eine Sozial- und Wirt-
schaftspolitik, die ihren vollen und gleichberechtigten Zu-
gang zu allen Stufen einer hochwertigen Bildung und Ausbil-
dung und zu erschwinglichen und ausreichenden öffentlichen
und sozialen Diensten sowie ihren gleichberechtigten Zugang
zu Finanzmitteln und ihre uneingeschränkten und gleichen
Rechte auf Eigentum an Grund und Boden und sonstigem
Vermögen gewährleistet, und durch weitere geeignete Maß-
nahmen gegen die zunehmende Obdachlosigkeit oder unzu-
reichende Wohnraumversorgung von Frauen vorzugehen, um
ihre Bedrohung durch Gewalt zu verringern;

k) alle Formen der Gewalt gegen Frauen und Mädchen
als gesetzlich strafbare Handlungen zu behandeln und im
Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Schwe-
re der Verbrechen angemessene Strafen sowie Sanktionen
vorzusehen, um das weiblichen Gewaltopfern zugefügte Un-
recht zu bestrafen und gegebenenfalls wiedergutzumachen;

l) wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um zu verhin-
dern, dass im Falle von Gewalt gegen Frauen die Einwilli-
gung des Opfers der strafrechtlichen Verfolgung der Täter im
Wege steht, und gleichzeitig dafür zu sorgen, dass es ange-
messene Garantien zum Schutz des Opfers gibt; 

m) sicherzustellen, dass alle weiblichen Gewaltopfer
über einen wirksamen rechtlichen Beistand verfügen, damit
sie fundierte Entscheidungen treffen können, unter anderem
in Fragen des Gerichtsverfahrens und familienrechtlichen
Fragen, sowie erforderlichenfalls durch den Erlass innerstaat-
licher Rechtsvorschriften sicherzustellen, dass den Opfern
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18. betont, dass die internationalen Ad-hoc-Strafge-
richtshöfe zur Beendigung der Straflosigkeit beitragen, indem
sie sicherstellen, dass diejenigen, die Gewalt gegen Frauen
verübt haben, zur Rechenschaft gezogen und bestraft werden,
und dass auch der Internationale Strafgerichtshof einen Bei-
trag dazu leisten kann, und fordert die Staaten nachdrücklich
auf, mit Vorrang die Ratifikation des am 1. Juli 2002 in Kraft
getretenen Römischen Statuts75 beziehungsweise den Beitritt
dazu zu erwägen;

19. begrüßt es, dass mehrere Organe der Vereinten Na-
tionen Schritte unternommen haben, um im Rahmen ihres je-
weiligen Mandats die Frage der Gewalt gegen Frauen in allen
ihren Arten und Erscheinungsformen zu erörtern, und legt al-
len zuständigen Organen nahe, diese Frage im Rahmen ihrer
künftigen Tätigkeiten und Arbeitsprogramme weiter zu be-
handeln;

20. ersucht das Interinstitutionelle Netzwerk für Frauen-
und Gleichstellungsfragen erneut, zu prüfen, wie die Wirk-
samkeit des Treuhandfonds der Vereinten Nationen zur Un-
terstützung von Maßnahmen zur Beseitigung der Gewalt ge-
gen Frauen als systemweiter Finanzierungsmechanismus für
die Verhütung und Beseitigung aller Formen der Gewalt ge-
gen Frauen und Mädchen verbessert werden kann, und unter-
streicht in dieser Hinsicht, wie wichtig es ist, dass alle Staaten
neue und höhere Beiträge zu dem Fonds leisten, damit das
durch den Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für die
Frau vorgegebene Ziel erreicht wird;

21. fordert alle Organe, Institutionen, Fonds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen sowie die Sonderorganisa-
tionen auf und bittet die Bretton-Woods-Institutionen, ihre
Bemühungen zur Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen
Frauen und Mädchen auf allen Ebenen zu verstärken und ihre
Tätigkeit besser abzustimmen, unter anderem über die Ar-
beitsgruppe über Gewalt gegen Frauen des Interinstitutionel-
len Netzwerks für Frauen- und Gleichstellungsfragen;

22. ersucht den Generalsekretär,

a) der Generalversammlung auf ihrer vierundsechzigs-


